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Art. 113
Wahlbehörden
Die Fürsorgebediensteten und die Lehrpersonen werden durch die Vor-
steherschaft angestellt. Im Uebrigen bestimmt die Gemeindeordnung,
welche öffentlichen Bediensteten durch die Stimmberechtigten zu wählen
und welche durch die Vorsteherschaft zu ernennen sind.
(Abs. 2 aufgehoben.)

Art. 114 Abs. 1
1 Die neu zu besetzenden Stellen müssen öffentlich ausgeschrieben wer-
den. Vorbehalten bleibt Artikel 65 des Bildungsgesetzes.

b. Das Gesetz vom 4. Mai 1986 über die Verwaltungsrechtspflege: 

Art. 106 Abs. 1 Bst. e
(1 Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist unzulässig gegen Entscheide
über:)
e. Promotionen und Beurteilungen von Schul-, Berufs- und Fähigkeits-

prüfungen.

Art. 118

Vollzug

Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

Art. 119

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt auf den 1. August 2002 in Kraft.

§ 9 Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
landwirtschaftliche Pacht
(höchstzulässiger Pachtzins für Alpen)

1. Ausgangslage 

Eine auf Initiative der Gemeindepräsidentenkonferenz im Landrat eingereichte und überwiesene Motion
beauftragte den Regierungsrat, eine Anpasssung des Einführungsgesetzes vom 3. Mai 1987 zum Bundes-
gesetz über die landwirtschaftliche Pacht (EG LPG) vorzubereiten. Die Motion steht im Zusammenhang mit
dem Wegfall der Sömmerungsbeiträge des Bundes an die Alpeigentümer als Folge der Aufhebung der Ver-
ordnung über Sömmerungsbeiträge an die Landwirtschaft, die durch die Sömmerungsbeitragsverordnung
vom 29. März 2000 abgelöst wurde.

Bisher konnten die Kantone bestimmen, dass für jene Sömmerungsbetriebe, die nicht vom Eigentümer
selbst bewirtschaftet werden, ein Teil des Beitrages, höchstens jedoch ein Viertel, dem Eigentümer 
zukommt, sofern er die Infrastrukturkosten trägt und die notwendigen Alpverbesserungen vornimmt. 1999
wurden im Kanton Glarus insgesamt 1 645 110 Franken Sömmerungsbeiträge ausgerichtet, davon 356 500
Franken an die Eigentümer von verpachteten Alpen. Nach neuem Bundesrecht ist die genannte Regelung
nur noch in den Jahren 2000 und 2001 zulässig. 

2. Stellungnahme des Regierungsrates 

Langfristig stellt fast jeder verpachtete Alpbetrieb, dessen Infrastruktur sachgemäss unterhalten und nöti-
genfalls erneuert wird, für den Eigentümer eine erhebliche wirtschaftliche Belastung dar. Es ist deshalb
verständlich, dass die Alpeigentümer nach einer Kompensationsmöglichkeit für den Wegfall des anteil-
mässigen Sömmerungsbeitrages ab dem Jahr 2002 suchen. Es wäre im Hinblick auf die Bedeutung der
Viehalpung für die Glarner Landwirtschaft und angesichts des öffentlichen Interesses an einer standort-
gerechten Bewirtschaftung der Alpen folgenschwer, wenn die Alpeigentümer aus wirtschaftlichen Gründen
den Unterhalt der Infrastruktur vernachlässigen müssten. Nach Artikel 15 Absatz 3 des von der Lands-
gemeinde 2000 beschlossenen kantonalen Landwirtschaftsgesetzes wird der Eigentümer verpflichtet, für
die bestimmungsgemässe Bewirtschaftung einer Alp die erforderliche Infrastruktur zu erstellen, zu unter-
halten und zu erneuern. Die Durchsetzung dieser Vorschrift wäre allerdings unrealistisch, wenn den Alp-
eigentümern die wirtschaftliche Basis für die notwendigen Investitionen fehlte. Ein Weg, den Eigentümern
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zu nennenswert höheren Einnahmen zu verhelfen, ist die Anhebung des höchstzulässigen Pachtzinses 
mittels einer entsprechenden kantonalrechtlichen Ausnahmebestimmung im Sinne von Artikel 3 des Bun-
desgesetzes über die landwirtschaftliche Pacht (LPG).

Nach Artikel 1 Absatz 3 LPG gelten für die Pacht von Allmeinden, Alpen und Weiden sowie von Nutzungs-
und Anteilsrechten an solchen die Bestimmungen über die Pacht von landwirtschaftlichen Grundstücken.

Nach Artikel 3 LPG können die Kantone für die Pacht von Alpen und Weiden sowie von Nutzungs- und 
Anteilsrechten an solchen abweichende Bestimmungen erlassen.

Artikel 6 EG LPG regelt in der geltenden Fassung die Abweichungen von den bundesrechtlichen Vorschrif-
ten über die Pacht von Alpen und Weiden sowie über die Nutzungs- und Anteilsrechte an solchen im Kan-
ton Glarus. Diese Abweichungen beziehen sich aber nur auf die erstmalige Pachtdauer, die Pachtfortset-
zungsdauer sowie auf die Pachterstreckung durch den Richter. Im Uebrigen gelten nach heutigem Recht
die bundesrechtlichen Bestimmungen über die Pacht landwirtschaftlicher Grundstücke. Diese gelten auch
für die Alpen (und Weiden), was wiederum zur Folge hat, dass die Alpen den Vorschriften über die Bemes-
sung des Pachtzinses für einzelne Grundstücke gemäss Artikel 38 LPG und den Artikeln 10 und 11 Pacht-
zinsverordnung unterstehen. Somit muss eine neue Ausnahmeregelung im EG LPG zur Lösung des 
beschriebenen Problems geschaffen werden. 

3. Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht

Mit der vorgesehenen Aenderung des EG LPG soll in einem neuen Artikel 6a vom Vorbehalt des Artikels 3
LPG Gebrauch gemacht werden, um für die Bemessung des höchstzulässigen Pachtzinses für Gross-
viehalpen, die im kantonalen Alpurbar (Art. 13 kantonales Landwirtschaftsgesetz) aufgenommen sind, eine
von den Bundesbestimmungen (Art. 38 LPG, Art. 10 und 11 Pachtzinsverordnung) abweichende Regelung
zu treffen. Nach Artikel 11 der Verordnung über die Bemessung des landwirtschaftlichen Pachtzinses
(Pachtzinsverordnung) setzt sich der höchstzulässige Pachtzins für Sömmerungsweiden zusammen aus:
a. dem Pachtzins für den Boden und
b. dem Pachtzins für Gebäude.

Neu wird folgende Zusammensetzung des höchstzulässigen Pachtzinses für einen Alpbetrieb mit Gross-
vieh vorgesehen:
a. Pachtzins für den Boden (Art. 11 Abs. 2 Pachtzinsverordnung),
b. Pachtzins für die Gebäude (Art. 10 Pachtzinsverordnung) sowie
c. Zuschlag für die Erneuerung der bestimmungsgemässen Infrastruktur.

Der Zuschlag würde sich nach der höchstzulässigen Stosszahl für Grossvieh und einem vom Landrat fest-
zulegenden Ansatz in Franken je Stoss bemessen. Die höchstzulässige Bestossung einer Alp ist im kanto-
nalen Alpurbar, diejenige des einzelnen Alpbetriebes in der betreffenden Alpordnung festgesetzt. Die Höhe
des Zuschlages soll vorläufig etwa dem Anteil des Sömmerungsbeitrages des Bundes an die Alpeigen-
tümer entsprechen, der im Mittel aller verpachteten Alpbetriebe im Jahre 1999 im Kanton Glarus für das
gesömmerte Grossvieh ausbezahlt worden ist (348 250 Fr.). Umgerechnet entspricht der Zuschlag einem
Betrag von rund 65 Franken je Grossviehstoss.

Wie der Name besagt, handelt es sich bei der Berechnung um den höchstzulässigen Pachtzins. Ob ein
Verpächter diese Möglichkeit voll ausschöpfen will bzw. kann, wird in erster Linie von Angebot und Nach-
frage betreffend Pachtalpen abhängen. Der Zuschlag für die Erneuerung der bestimmungsgemässen Infra-
struktur ist nur gerechtfertigt, wenn der Verpächter diese Aufgabe wirklich wahrnimmt. Dementsprechend
hat der Alpeigentümer für die notwendige Infrastruktur zu sorgen (z.B. für Gebäude und Einrichtungen zur
Milchverarbeitung und Produktelagerung, wenn die Milchverarbeitung auf der Alp verlangt wird). Unabhän-
gig vom Zuschlag für die Erneuerung der Infrastruktur hat der Verpächter seinen Verpflichtungen gemäss
Bundesrecht nachzukommen und insbesondere die Hauptreparaturen am Pachtobjekt vorzunehmen. 

Der neue Artikel 6a EG LPG bedingt eine Neufassung von Artikel 6, in welchem die weitere Ausnahme zu
den pachtrechtlichen Bestimmungen des Bundes aufzuführen ist.

Die Gesetzesänderung bedarf noch der Genehmigung durch den Bundesrat. In einer Vorprüfung hat das
Bundesamt für Justiz, Amt für Grundbuch- und Bodenrecht, festgestellt, dass der vorgeschlagenen Aen-
derung nichts entgegensteht.

4. Beratung der Vorlage im Landrat

Die regierungsrätliche Vorlage fand im Landrat ungeteilte Zustimmung. Sie wurde einstimmig zuhanden
der Landsgemeinde verabschiedet.
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5. Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Landrat der Landsgemeinde, der nachstehenden
Vorlage zuzustimmen:

Aenderung des Einführungsgesetzes zum
Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht
(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2001)

I.
Das Einführungsgesetz vom 3. Mai 1987 zum Bundesgesetz über die land-
wirtschaftliche Pacht (EG LPG) wird wie folgt geändert:

Art. 6 Abs. 2 und 3 (neu)
2 Die Bestimmungen über die Pachterstreckung gemäss Artikel 26 ff. LPG
finden keine Anwendung auf Alpen und Weiden. Für die Alpen im Sinne von
Artikel 6a dieses Gesetzes haben die Bestimmungen von Artikel 38 LPG
sowie Artikel 11 Absatz 1 der eidgenössischen Pachtzinsverordnung keine
Geltung.
3 Im Uebrigen gelten für die Alpen und Weiden die Vorschriften des Bundes
über die landwirtschaftlichen Grundstücke.

Art. 6a (neu)

Höchstzulässiger Pachtzins für Alpen
1 Der höchstzulässige Pachtzins für Alpbetriebe mit Grossvieh, die im Alp-
urbar (Art. 13 des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes) aufgenommen sind,
setzt sich zusammen aus: 
a. dem Pachtzins für den Boden gemäss Artikel 11 Absatz 2 der eidgenössi-

schen Pachtzinsverordnung;
b. dem Pachtzins für die Gebäude gemäss Artikel 10 der eidgenössischen

Pachtzinsverordnung sowie
c. einem Zuschlag für die Erneuerung der bestimmungsgemässen Infra-

struktur.
2 Der Zuschlag darf nur erhoben werden, wenn der Verpächter für die 
Erneuerung der bestimmungsgemässen Infrastruktur des Alpbetriebes tat-
sächlich aufkommt.
3 Der Landrat regelt die Bemessung des Zuschlages.

II.
Diese Aenderung tritt nach der Genehmigung durch den Bundesrat auf den
1. Januar 2002 in Kraft.

§ 10 Antrag auf Aenderung des Strassengesetzes
(Gebührenerhebung für das Dauerparkieren auf öffentlichem Grund)

1. Ausgangslage

Bis zur Landsgemeinde 1983 enthielt das Strassengesetz unter dem Randtitel «Dauerparkieren als Sonder-
nutzung» einen Artikel 22 mit folgendem Wortlaut: «Wer sein Fahrzeug dauernd oder übermässig lang auf
öffentlichem Grund parkiert, kann vom Baulastträger zu einer angemessenen Abgabe verpflichtet werden.
Die Abgaben sind zur Schaffung von öffentlichen Parkplätzen zu verwenden (Abs. 1). Die Art der Erhebung
und die Höhe der Abgabe werden vom Landrat auf dem Verordnungsweg festgelegt (Abs.2).»

Zuhanden der Landsgemeinde 1983 unterbreitete der Landrat eine Aenderung des genannten Artikels 22
des Strassengesetzes. Diese basierte auf einer Motion, mit welcher der bis zu jenem Zeitpunkt unterblie-


